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Zur Realisierung der Schwerpunktaufgaben der Gesetzge­
bung ist bereits eine Vereinbarung mit der Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft der DDR abgeschlossen wor­
den; eine weitere mit der Sektion Rechtswissenschaft der 
Humboldt-Universität Berlin wird gegenwärtig vorbereitet. 
Das entspricht auch der Forderung des XI. Parteitages der 
SED zur Gestaltung langfristiger, stabiler und verbindlicher 
Vertragsbeziehungen zwischen Wissenschaft und Praxis.9

Die ständige Übersicht über das geltende Recht ist eine 
wichtige Voraussetzung für die weitere Qualifizierung der 
Rechtsetzung. Die zur Zeit vorhandenen Informationsmittel 
— Gesetzblätter, spezielle Gesetzestextausgaben, das Kartei­
buch der Gesetze und das Nachschlagewerk „Das geltende 
Recht“ mit einem chronologischen und einem systematischen 
Teil — bieten eine Vielzahl von Informationen, sind jedoch 
hinsichtlich ihrer Handhabbarkeit nicht immer effektiv 
genug.

Das seit 1951 erscheinende Karteibuch der Gesetze ist zwar 
eine vollständige, aktuelle Gesetzessammlung, hat aber eine 
zu geringe Auflage. Die Erweiterung des Bezieher- und 
Benutzerkreises, der alle staatlichen Organe, Kombinate und 
Betriebe einschließen sollte, erfordert eine Neuauflage des 
gesamten bisherigen Grundstocks der Sammlung. Notwendige 
Vorarbeit dazu wird eine neue Systematik sein.

Eine Vielfalt übersichtlicher und handhabbarer spezieller 
Gesetzestextausgaben muß dem differenzierten Bedarf von 
Fachleuten und von interessierten Bürgern Rechnung tragen. 
Neben der zielgerichteten Rechtspropaganda ist dies eine 
wesentliche Voraussetzung, um die auf dem XI. Parteitag der 
SED erhobene Forderung zu realisieren, „unsere Bürger noch 
besser mit dem in unserem Staat geltenden Recht und der 
sozialistischen Gesetzlichkeit vertraut zu machen“.10 11

Im Zusammenhang mit der Einführung der Mikroelek­
tronik und moderner Bürotechnik gibt es Überlegungen, diese 
Technik auch für die Rechtsinformation zu nutzen.11 Dabei 
kommen insbesondere die Fundstellen aus dem Nachschlage­
werk „Das geltende Recht“, ausgewählte juristische Fachlite­
ratur und Anleitungsdokumente der zentralen Justizorgane 
als Datenbasis für ein Rechtsinformationssystem in Frage.

Aufgaben des Gesetzgebungsplans bis 1990

Die Feststellung des XI. Parteitages der SED, daß wir über ein 
umfassendes Gesetzeswerk verfügen, macht deutlich, daß das 
System der rechtlichen Regelungen in der DDR den Anforde­
rungen entspricht, die an die Rechtsetzung unter den Bedin­
gungen der weiteren Gestaltung der entwickelten sozialisti­
schen Gesellschaft gestellt werden müssen. Die im wesent­
lichen in den letzten 20 Jahren entstandenen Rechtsvorschrif­
ten unterstützen die Realisierung der von der Partei der 
Arbeiterklasse vorgegebenen gesellschaftlichen Zielstellungen 
mit spezifischen juristischen Mitteln.12

Davon ausgehend kommt es erstens darauf an, die Rechts­
vorschriften mit größter gesellschaftlicher Wirksamkeit durch­
zusetzen und die Möglichkeiten, die das geltende Recht bietet, 
voll auszuschöpfen. Zweitens sollten neuen Rechtsetzungs­
maßnahmen in der Regel gründliche Analysen des geltenden 
Rechts vorausgehen. Drittens ist dem sozialistischen Recht 
durch Maßnahmen der Rechtsbereinigung und Rechtsverein­
heitlichung eine noch größere Stabilität und Überschaubarkeit 
zu verleihen. Viertens schließlich ist es weiterhin notwendig, 
entsprechend den Forderungen des Programms der SED kon­
tinuierlich an der weiteren Vervollkommnung der sozialisti­
schen Rechtsordnung in Übereinstimmung mit den Erforder­
nissen der gesellschaftlichen Entwicklung zu arbeiten.

Der vom Ministerrat beschlossene Gesetzgebungsplan für 
den Zeitraum bis 1990 sieht die Ausarbeitung von 43 Rechts­
vorschriften (13 Gesetze und 30 Verordnungen) sowie die 
Durchführung von 10 Analysen zur Wirksamkeit des Rechts 
vor. Auf der Grundlage der Beschlüsse des XI. Parteitages der 
SED enthält er u. a. folgende Schwerpunkte für die weitere 
Vervollkommnung der sozialistischen Rechtsordnung:

1. Staatsrecht und staatliche Leitung
Auf diesem Gebiet geht es vor allem darum, das Gesetz über 
den Ministerrat von 1972 entsprechend den Veränderungen,

die sich in unserem Lande in den 70er und 80er Jahren voll­
zogen haben, mit dem Ziel zu überarbeiten, die komplexe 
Leitung volkswirtschaftlich entscheidender Prozesse zu ver­
vollkommnen.13

Ausgehend von diesem wichtigen Gesetz sind weitere Auf­
gaben der Rechtsetzung zu prüfen, so u. a.
— die Überarbeitung der Statuten der Ministerien und 

anderer zentraler Staatsorgane,
— die Überarbeitung der VO über die Pflichten, die Rechte 

und die Verantwortlichkeit der Mitarbeiter in den Staats­
organen von 1969,

— die Analyse der Wirksamkeit der vom Ministerrat be­
schlossenen Ordnung über die Vorbereitung und Gestal­
tung von Rechtsvorschriften von 1980, die eine der wich­
tigsten Grundlagen für die Gesetzgebungsarbeit ist.
Seit dem Erlaß des GVG im Jahre 1974 sind die Anforde­

rungen an die gerichtliche Tätigkeit, an den Beitrag der 
Gerichte zum Schutz der sozialistischen Staats- und Rechts­
ordnung, zur Verwirklichung der ökonomischen Strategie, zur 
Wahrung der Gesetzlichkeit und Rechtssicherheit gewachsen. 
Daraus resultiert die Aufgabe, ein Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des GVG auszuarbeiten. Für die weitere Vervoll­
kommnung des Gerichtsverfassungsrechts ergeben sich auch 
Anknüpfungspunkte aus dem GöV und dem GGG.

Eine kurzfristig zu realisierende Änderung und Ergän­
zung des GVG folgt aus dem Beschluß des Staatsrates der 
DDR vom 17. Juli 1987 (GBl. I Nr. 17 S. 192), der vorsieht, 
beim Obersten Gericht einen Großen Senat zu bilden, der als 
zweite Instanz für Rechtsmittel gegen erstinstanzliche Ent­
scheidungen des Obersten Gerichts in Strafsachen zuständig 
sein soll.

Vorgesehen ist eine Analyse der Wirksamkeit derjenigen 
rechtlichen Regelungen, die die Bearbeitung von Anträgen 
sowie von Rechtsmitteln der Bürger durch die Organe des 
Staatsapparates betreffen. In diesem Zusammenhang soll ge­
prüft werden, welche Möglichkeiten zur Vereinfachung und 
Vereinheitlichung des Verwaltungsverfahrens bestehen, z. B. 
hinsichtlich der Grundsätze für die Antragstellung, der Bear­
beitungsgänge und des Rechtsmittelverfahrens. Im Ergebnis 
dieser Prüfung sind Schlußfolgerungen zur weiteren rechtli­
chen Ausgestaltung des Verwaltungsverfahrens zu erarbeiten. 
Das ist vor allem deshalb erforderlich, weil bisher keine ein­
heitliche Verwaltungsverfahrensregelung existiert; vielmehr 
ist das materielle Recht jeweils in spezifischen Rechtsvor­
schriften mit den notwendigen Verfahrensregeln verbunden.

Von großer Bedeutung für die Durchsetzung der grund­
legenden staatsrechtlichen Bestimmungen werden die vorge­
sehenen.Kommentare zur Verfassung der DDR und zum GöV 
sein.

2. Recht in der Volkswirtschaft

Für die Gesetzgebung im Bereich der Volkswirtschaft besteht 
die grundlegende Zielstellung darin, den Beitrag des soziali­
stischen Rechts bei der weiteren Verwirklichung der ökono­
mischen Strategie der Partei der Arbeiterklasse zu erhöhen.

In den letzten Jahren wurden für wichtige Teilbereiche 
des Wirtschaftsrechts in sich geschlossene Grundsatzregelun­
gen geschaffen, so das Vertragsgesetz von 1982 mit seinen 
Durchführungsverordnungen und die Kombinatsverordnung 
von 1979. Auch bei der künftigen Gesetzgebung geht es 
darum, eine größere Geschlossenheit und Stabilität der 
Rechtsvorschriften bei gleichzeitiger Verringerung der Nor­
menmenge zu erreichen. Weiterhin kommt es darauf an, die 
Überschaubarkeit und praktische Handhabbarkeit der Rege-
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